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Die Codification des öſterreichiſchen Gefällsſtrafrechtes. 

- Mitgetheilt von Theodor Eglauer. 

(Schluß.) 

Mit dem Hofkammer⸗Präſidialerlaſſe vom 20. Auguſt 1823, 
3. 1738, wurden die beiden zuletzt erwähnten Entwürfe über das a. h. 
angeordnete inquiſitoriſche Verfahren in Gefällsübertretungen nicht allein 
ſämmtlichen Zollgefälls⸗Adminiſtrationen, ſondern auch der Tabaf- und 
Stempel⸗, ſowie der Lottogefälls⸗Direction unter Eröffnung der hiefür 
in der a. h. Entſchließung vom 8. April 1818 zur Richtſchnur vor⸗ 
gezeichneten Beſtimmungen mit dem Auftrage zugefertigt, in einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Berathung ſich für den einen oder anderen Entwurf zu 
erklären, dann denjenigen, für welchen die Erklärung ausfalle, genau 
durchzugehen und jene Bemerkungen, Aenderungen oder Zuſätze, welche 
ſie anzutragen fänden, der Hofkammer zu berichten. Eine ähnliche Weiſung 
erging an den Gubernator in Mailand und den Gubernialpräſidenten 
in Venedig, und gleichzeitig wurde unter Mittheilung aller Verhand⸗ 
lungsacten der Präſident der beſtandenen Commerz⸗Hofcommiſſion um 
Eröffnung ſeiner diesbezüglichen Anſichten erſucht. Da jedoch inzwiſchen 
dieſe Hofcommiſſion aufgelaſſen worden war, langten die ihr mitgetheil⸗ 
ten Acten ohne weitere Erklärung wieder zurück. 

Nach den eingelangten Aeußerungen der Gefällsbehörden, welche 
theils allgemeine, theils beſondere Bemerkungen zu den Beſtimmungen 
des gewählten Geſetzentwurfes enthielten, erklärten ſich für den Welzl'ſchen 
Entwurf die niederöſterreichiſche, die mähriſch⸗ſchleſiſche, die galiziſche und 
die mittlerweile aufgelaſſene illyriſch⸗küſtenländiſche Zollgefälls⸗Adminiſtra⸗ 
tion, ſowie das venetianiſche Gubernium, für den Rin na'ſchen die 
tiroliſch⸗vorarlbergiſche und ob der Enns'ſche Gefällsverwaltung, dann 
die ſteiriſch⸗kärntneriſche Zollgefälls⸗Adminiſtration, das mailändiſche 
Gubernium und der dortige Erzherzog⸗Vicekönig, und zwar Letzterer mit 
nachſtehender, die Sachlage bezeichnenden Erklärung: „Die Wahl zwiſchen 
beiden Entwürfen gab der Beſorgniß Raum, in dem gewählten zu ver⸗ 
miſſen, was in dem ausgeſchloſſenen enthalten wäre: der Entwurf A 
(von Welz!) ſei vielleicht würdiger im Ausdrucke und gedrängter in 


den Vorſchriften, der Entwurf B (von Rinn a) aber ausführlicher und 
vollſtändiger. Jedoch läßt auch diefer das Bedürfniß einiger Vorſchrif⸗ 
ten fühlen und es ſcheint, daß für dieſe Fälle das mailändiſche Guber⸗ 
nium, welches ſich für den Entwurf B erklärte, den Entwurf A 
benützt habe.“ 

Die böhmiſche Zollgefälls⸗Adminiſtration berichtete nach genauer 

Erwägung der beiden Entwürfe, daß ſie nicht im Stande ſei, ſich 
unbedingt und beſtimmt für einen derſelben zu erklären, weil ein jeder 
von beiden einige Einzelbeſtimmungen enthalte, die ihr zur Erreichung 
der a. h. ausgeſprochenen Abſicht vorzugsweiſe geeignet erſcheinen: Enk⸗ 
wurf A ſei formell richtiger, hingegen Entwurf B vollſtändiger, wes⸗ 
halb dieſelbe ſich veranlaßt fand, einen dritten Entwurf zu verfaſſen. 
Die Directionen des Tabak⸗ und Stempelgefälls, ſowie des Lotto⸗ 
gefälls haben ſich weder für den einen, noch für den anderen der beiden 
Entwürfe erklärt, ſondern erſtere ebenfalls einen abweichenden Entwurf 
der Hofkammer vorgelegt. 

Als nach Einlangung der von allen dieſen Behörden abgeforder⸗ 
ten Aeußerungen die Hofräthe von Welzl und Rinna ihre früheren 
Entwürfe abzuändern ſich entſchloſſen, lagen der Hofkammer mit Ein⸗ 
rechnung dieſer Abänderungsvorſchläge und des ſchon einmal erwähnten 
Entwurfes der lombardo⸗venetianiſchen Gefällsbehörden, dann des erſten 
Manner'ſchen Entwurfes deren acht zur Auswahl vor. 

Ueber alle dieſe Entwürfe iſt vom Hofrathe von Rin na ein am 
27. Auguſt 1825 vollendetes Referat abgefaßt und darin die von 
ſämmtlichen einvernommenen Behörden erſtatteten Aeußerungen aus⸗ 
führlich dargeſtellt und punktweiſe gewürdigt, ſodann aber vom Hofrathe 
von Welzl mit Randbemerkungen, die zunächſt den von ihm vorgeſchla⸗ 
genen Entwurf angehen, verſehen worden. Hierauf wurde diefe ganze 
Ausarbeitung dem Hofrathe Philipp von Krauß zur Berichterſtattung 
übertragen, welcher hiezu ſeine „beſondere Meinung“ äußerte und ſolche 
nach vorläufiger Circulation unter ſämmtlichen Commiſſionsgliedern in 
Vortrag brachte. 

Dieſes Elaborat war der Gegenſtand einer am 16. und 17. Sep⸗ 
Pe 1828 gepflogenen, eingehenden Berathung unter dem Vorſitze 


des Hofkammerpräſidenten Grafen von Taaffe und mit Zuziehung des 
Tabak⸗ und Stempelgefälls⸗ Directors Mayer von Gravenegg und 
des niederöſterreichiſchen Gefällsadminiſtrators von Cuvelier, ſowie 
jenes von Tirol und Vorarlberg von Oberhauſer. Nachdem ſich der 
Referent, Hofrath v. Krauß, dagegen ausgeſprochen hatte, die Berathung 
über ein zu erlaſſendes Geſetz mit deſſen Entwurfe zu beginnen, ent⸗ 
wickelte er das Syſtem, nach welchem das Geſetz eingerichtet werden 
ſollte und die allgemeinen Grundſätze des Verfahrens bei Gefällsüber⸗ 
tretungen, welche mit Ausnahme einiger minder bedeutenden Punkte theils 
einſtimmig, theils mit Stimmenmehrheit von der Commiſſion zum Be⸗ 
ſchluſſe erhoben wurden. 

| Erſt auf Grund der bei dieſen Berathungen genehmigten Anſich⸗ 
ten und mit Benützung der hiebei vorgebrachten Bemerkungen wurde 
vom Referenten der Entwurf eines Geſetzes, betreffend „das Verfahren 
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bei Gefällsübertretuungen“ (mit 11 Hauptſtücken und 215 Paragraphen) Die erſte Ausarbeitung zur Löſung dieſer Aufgabe brachte der⸗ 
nebſt bezüglichem Kundmachungspatente (in V Punkten) abgefaßt und ſelbe Hofrath von Rin na, deſſen Entwurf (B) über das künftige 
den zur Commiſſion beigezogenen Stimmführern zu dem Behufe mit- Gefällsftrafverfahren damals gerade den Gefällsbehörden zur Begutachtung 
getheilt, um die ſich bei der Durchſicht dieſes Entwurfes aufdräugenden vorlag, und zwar am 11. April 1825 zu Stande, worin die Haupt⸗ 
Bemerkungen zu äußern und nöthigenfalls die Wiederaufnahme der grundſätze des materiellen Gefällsſtrafrechtes unter Berückſichtigung der 
Berathungen herbeizuführen. Doch es wurden blos von zwei Stimm⸗ | gleichzeitigen ausländischen Geſetzgebung erörtert wurden. 
führern, und zwar ſeitens der beiden obgenannten Gefällsadminiſtratoren Nach einer durch die vorher beſprochenen Berathungen über das 
dagegen Vorſtellungen erhoben, welche hauptſächlich die große Entfernung Gefällsſtrafverfahren, welche, wie erwähnt, bereits iu einer viel früheren 
der zur Unterſuchung berufenen Gefälls⸗Bezirksbehörden vom Thatorte, | Periode begonnen hatten, verurſachten längeren Unterbrechung wurde im 
insbeſondere der Zollgrenze, und die Einrichtung der in bedeutenderen Frühjahre 1830 in einem Referate des Hofrathes von Krauß mit der 
Straffällen entſcheidenden Gefällsgerichte betreffen, deren ungeachtet von Prüfung der vom Hofrathe von Rinna entwickelten Grundſätze der 
Krauß aber auf ſeinen Propoſitionen beharrte und blos einige Beſtim⸗ künftigen Gefällsſtrafgeſetzgebung der Verſuch eines gemeinſchaftlichen 
mungen ſeines Entwurfes abänderte, bezw. neu in denſelben aufnahm, Geſetzentwurfes (enthaltend 162 Paragraphe) für die bei Uebertretungen 
ſo daß dieſer nun 227 Paragraphe, aber blos 10 Hauptſtücke umfaßte. der Vorſchriften zum Schutze der wichtigſten Staatsgefälle zu beſtimmen⸗ 
Von allen dieſen Bemerkungen für und wider den Referenten den Strafen verbunden. Jedoch führten dieſe Vorarbeiten, wie fehon 
begleitet, wurde am 26. October 1828 der revidirte Geſetzentwurf der früher angedeutet, der ſelbſt reformbedürftigen Gefällsgeſetze wegen zu 
Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen zur Begutachtung mitgetheilt und bei keinem befriedigenden Reſultate. 
dieſer neuerdings über denſelben in mehreren Sitzungen berathen. Auf Um nun wieder auf die dieſen Mangel erkennende Allerhöchſte 
die Bemerkungen der genannten Hofcommiſſion vom 30. April 1829 Entſchließung vom 21. Mai 1834 zurückzukommen, jo wurden zu den 
erließ die Hofkammer am 4. Juli desſelben Jahres eine Entgegnung in derſelben behufs Regelung der geſammten Gefällsgeſetzgebung bei der 
und nahm, nachdem hierauf eine im Allgemeinen ablehnende Antwort Hofkammer angeordneten Berathungen, mit deren Vorſitze der damalige 
erfolgte, am 14. December 1829 unter Beiziehung der ſeitens der Vicepräſident Ritter von Eichhoff betraut wurde, ſeitens der Hof⸗ 
Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen hiezu beſtimmten zwei Juſtizhofräthe commiſſion in Juſtizgeſetzſachen die Hofräthe von Benoni und von 
Freih. von Gärtner und von Benoni eine gemeinſchaftliche Concer-⸗ Sommaruga, ſeitens der vereinigten Hofkanzlei Hofrath von Wid- 
tation vor, in Folge dereu ein Geſetzentwurf zu Stande kam, welcher mann entſeudet. Die Berathungen begaunen am 29. September 1834. 
noch um 5 Paragraphe mehr, alſo 232 Paragraphe aufwies. Außer deu genannten Mitgliedern nahmen an denſelben Theil: der Vice⸗ 
Dieſer Entwurf wurde endlich mit dem a. n. Vortrage vom | präfident Mayer von Grave negg, ſowie die Hofräthe von Schwarz— 
27. Februar 1830 a. h. Ortes überreicht, allein uicht ohne daß man huber, von Pußwald, von Eſch und von Habermann. Als 
der aus den bisherigen Verhandlungen gewonnenen Ueberzeugung Aus⸗ | Referent fungirte bezüglich aller Berathungsgegenſtände der mehrgenannte 
druck gab, ein Geſetz über das Gefällsſtrafverfahren könne nur dann Hofrath von Kraus. Dieſer beantragte vor Allem, daß zunächſt der 
mit Beruhigung beſchloſſen werden, wenn vorerſt die materielle Gefälls⸗ Entwurf einer neuen Zollorduung, dann jener über die materiellen 
geſetzgebung geordnet, ſowie die auf die Uebertretung dieſer Geſetze zu Strafbeſtimmungen und zuletzt über das Strafverfahren bei Gefälls⸗ 
verhängenden Strafen feſtgeſetzt ſein werden. übertretungen der Berathung unterzogen werde; die Commiſſiou nahm 
Den geäußerten Bedenken Rechnung tragend, geruhte denn auch dieſen Antrag einhellig an in der Erwägung, daß eine verbeſſerte Zoll⸗ 
Kaiſer Franz in dem nachſtehend reproducirten a. h. Handſchreiben vom ordnung nicht allein wegen der ohne dieſelbe nicht befriedigend zu löſen⸗ 
21. Mai 1834 an deu damaligen Hofkammerpräſidenten, Grafen von den, einſchlägigen ſtrafrechtlichen Beſtimmungen, ſondern auch wegen der aus 
Klebelsberg, den weiteren Gang für dieſe Angelegenheiten folgender⸗ dem Fortbeſtande dreier verſchiedener Zollordnungen (für die ſogenannten 
maßen vorzuzeichnen: „Um die in der Gefällsgeſetzgebung nothwendigen deutſchen Provinzen, für Tirol, ſowie für das lombardo⸗venetianiſche 
Verbeſſerungen nach einem zuſammenhängenden Syſteme vorzunehmen, Königreich) in einem vereinigten und daher nach gleichen Grundſätzen zu 
haben Sie bei der allgemeinen Hofkammer au einer gemiſchten Com- verwaltenden Zollgebiete unbedingt nothwendig ſei. Von dieſer Reihen- 
miſſion, zu welcher zwei Hofräthe der Hofcommiſſion in Juſtizgeſetzſachen folge ſowie über den Beginn der Berathungen wurde übrigens mit 
und ein Hofrath der vereinigten Hofkanzlei beizuziehen ſind, die dereits a. u. Vortrag vom 10. October 1834 Allerhöchſten Ortes die Anzeige 
mit Meinem Cabinetsſchreiben vom 16. Juli 1824 abgeforderten Vor⸗ erſtattet und dieſelbe mit Allerhöchſter Entſchließung vom 30. December 
ſchläge über die Verbeſſerung der Strafbeſtimmungen für Gefällsüber⸗ desſelben Jahres genehmigend zur Kenntniß genommen. 
tretungen ſowohl, als auch über diejenigen Theile der Gefällsgeſetze, Zur Vervollſtändigung der Gefällsgeſetzgebung beantragte der 
welche ſich auf die damit im Zuſammenhauge ſtehenden Punkte, als genannte Referent ferner, der Zollordnung die über die Erzeugung und 
Bezugsausweiſe, Hausdurchſuchungen u. dergl., und auf die bei Gefälls-⸗ den Verkehr mit den Gegenſtänden der Staatsmonopole nothwendig 
übertretungen zuläſſigen Beweisarten beziehen, unverweilt in reife Be⸗ erachteten Beſtimmungen einzuverleiben, dagegen die Vorſchriften über 
rathung zu nehmen, und die wohlerwogenen Entwürfe der für die die übrigen indirecten Einnahmenszweige, da die meiſten derſelben erſt 
Zukuuft feſtzuſetzenden Beſtimmungen mit der thätigſten Beſchleunigung vor kürzerer Zeit neu geregelt worden ſeien oder einer Umgeſtaltung 
Mir zu überreichen. Mit dieſen Entwürfen wird dann auch der Geſetz⸗ entgegenſehen, vorderhaud nicht in Verbindung mit der Zollordnung zu 
entwurf über das Verfahren bei Gefällsübertretungen in Einklang zu bringen, was ebenfalls allgemeine Zuſtimmung fand; und wurde in 
bringen und gleichzeitig mit ihnen Meiner Schlußfaſſung vorzulegen fein.” | Folge der Ausdehnung obgedachten Reglements auf die Staatsmonopole 
Mit dem a. h. Handſchreiben vom 16. Juli 1824 an den eine dem entſprechende Aenderung des Titels „Zollordnung“ beſchloſſen. 
damaligen Hofkammerpräſidenten, Grafen von Nadasdy, war nämlich Die Berathungen über dieſe „Zoll- und Staatsmonopols⸗Ordnung“ 
ſchon die Reform der materiellen Gefällsſtrafbeſtimmungen in folgender nahmen neun Sitzungen in Anſpruch. (Die 7. Sitzung fand am 
Erwägung angeregt worden: „Die Größe und Beſchaffenheit der Strafen, 17. November 1834 ſtatt, die 8. und 9. Sitzung ſind im betreffen⸗ 
mit welchen die Uebertretungen der Gefällsgeſetze verpönt ſind, ſcheinen den Berathungsprotokolle undatirt.) Nach einer kurzen Unterbrechung 
zu deu illegalen Handlungen, für welche ſie angewendet werden, in wurde ſofort an die Berathung des „Strafgeſetzes für Gefällsüber⸗ 
keinem richtigen Verhältniſſe zu ſtehen. Die Hofkammer hat daher diefen tretungen“ geſchritten. Der bezügliche, vom Hofrathe von Krauß verfaßte 
Theil der Legislation in Gefällsſachen einer genauen Prüfung zu unter⸗ Entwurf umfaßte anfänglich fünfzehn Hauptſtücke mit 392 Paragraphen, 
ziehen und Mir die nöthigen Abänderungen im Eiuverſtändniſſe mit der ſpäterhin nach Hinzufügung von fünf neuen Hauptſtücken 479 Paragraphen, 
oberſten Juſtizſtelle und der Geſetzgebungs⸗Hofcommiſſion in Vorſchlag ging aber aus der Berathung, welche elf Sitzungen vom 5. Jänner 
zu bringen. Zur Richtſchnur in der Löſung dieſer Aufgabe finde Ich bis 30. März 1835 beanſpruchte, mit deren 481 hervor. Noch am 
nur beizufügen, daß hiebei von einem gemeinſchaftlichen Rechtsprincipe 30. März 1835 wurde der endgiltig beſchloſſene Geſetzentwurf zur 
auszugehen iſt, worauf die Strafen für die Uebertretungen aller Gefälls⸗ Sauction überreicht und mit Allerhöchſter Entſchließung vom 6. Juni 
geſetze zurückgeführt werden können, und daß in der Beſtimmung der 1835 unter einigen ſpäter zu erwähnenden Abänderungen genehmigt. 
Strafe und ihrer Größe ein billiger und gerechter Maßſtab angewendet Der ſowohl in ſeiner äußeren Geſtalt als auch in mehreren 
werde. Sie haben übrigens für die Beſchleunigung dieſes Gegenſtandes, weſentlichen Punkten umgearbeitete Geſetzentwurf über das Verfahren 
ohne der Wichtigkeit desſelben einen Abbruch zu thun, die nöthige Sorge bei Gefällsübertretungen vom Jahre 1830, mit welchem ſich die 
zu fragen.“ Commiſſion vom 23. März bis zum 18. April 1835 beſchäftigte, und der 
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ſchließlich zwölf Hauptſlücke und die SI 482 ff. enthielt, wurde nebſt in der Erwägung endlich, daß die bei dem Betriebe der Staatsbahnen 
einem Entwurfe der Vorerinnerungen zum Geſetze (in 6 Punkten) und angeſtellten Beamten, wenn ſelbe auch nicht in allen ihren Beziehungen 


des Kundmachungspatentes (mit X Artikel) mit dem a. u. Vortrage 
vom 14. Mai 1835 zur Sanction vorgelegt und mit Allerhöchſtem 
Handſchreiben vom 11. Juli 1835, welches übrigens noch ſpäter wegen 
ſeiner weſentlichen Abänderungen und mannigfachen Anordnungen für 
die Kundmachung und Durchführung des ganzen Strafgeſetzes über 
Gefällsübertretungen zu beſprechen ſein wird, genehmigt. 

Nach dieſer hiſtoriſchen Skizze der Codification des öſterreichiſchen 
Gefällsſtrafrechtes ſei es in einer folgenden Artikelſerie geſtattet, aus 
derſelben die für die Keuntniß unſeres Geſetzes uud deſſen weiteren 
Entwicklung bedeutungsvollſten Phaſen ſeiner Entſtehung, ſoweit ſie noch 
heutzutage actuelles Intereſſe beſitzen, hervorzuheben. 


(Weitere Artikel folgen.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 

Die Exequirbarkeit der Bezüge eines Beamten der im Staats⸗ 

betriebe ſtehenden Eiſenbahnen iſt nach dem Geſetze über die Exe⸗ 

cution auf die Bezüge öffentlicher Beamten vom 21. April 1882, 
N. G. Bl. Nr. 123, zu beurtheilen. 

Das auf das Geſetz vom 29. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68, 
geſtützte Geſuch des A. um executive Einantwortung und Erfolglaſſung 
der dem B., Beamten der k. k. Staatsbahnen in Krakau, zuſtehenden 
Bezüge pto. 25 fl. und 30 fl. c. s. c. wurde von der erſten Inſtanz 
abgewieſen, nachdem B. als Staatseiſenbahnbeamter nur den nach § I 
des Geſetzes vom 21. April 1882, R. G. Bl. Nr. 123, geforderten 
Miuimalgehalt von 800 fl. bezieht und daher dieſer Gehalt nicht Gegen⸗ 
ſtand einer executiven Einantwortung ſein kann, und weil nach § 3 des 
citirten Geſetzes die Pfändung, reſp. executive Einantwortung der Diäten 
nicht möglich iſt, da dieſe zur Beſtreitung des im öffentlichen Dienſte 
zu machenden Aufwandes beſtimmt find und weiters das Quartiergeld 
nur wegen des Miethzinſes gepfändet werden kann. 

Ueber Recurs des A. beſtätigte die zweite Juſtanz den erſtrichter⸗ 


lichen Beſcheid aus den richtigen, demſelben beigefügten Gründen und 
in der Erwägung, daß B. nach dem Executionsgeſuche und nach den 


Recursausführungen im Dienſte des Staates ſich befindet, deſſen Gehalt, 
Diäten und Quartiergeld in Executionsfragen daher ganz richtig nach 
den SS 1 und 3 des Geſetzes vom 21. April 1882, R. G. Bl. 
Nr. 123, behandelt werden müſſen. 

Dem a. o. Reviſionsrecurſe des A. hat der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof mit Eutſcheidung vom 3. November 1886, Z. 12.848, keine Folge 
gegeben: in der Erwägung, daß die im Reviſionsrecurſe citirte Verord⸗ 
nung des Handelsminiſteriums vom 26. Februar 1882, R. G. Bl. 
Nr. 25, und die mit derſelben veröffentlichten Grundzüge betreffend 
die Organiſation des Staatseiſenbahnbetriebes der darin erwähnten 
Eiſenbahnen und insbeſondere die vom Recurrenten angezogenen 88 2, 
8, 23 und 24 dieſer Grundzüge keine Beſtimmungen über die Exequir⸗ 
barkeit der Bezüge der im Staatseiſenbahnbetriebe angeſtellten Beamten 
enthalten und die Gleichſtellung dieſer Beamten in Beziehung auf die 
Ausübung der Disciplinargewalt über dieſelben mit den Beamten der 
Privatbahnen, ſowie die gleiche Behandlung der Staatsbahnen mit den 
Privatbahnen bei Erledigung der aus dem Titel der Oberaufficht und 
Controle vorbehaltenen Angelegenheiten der im § 1 der citirten Mini⸗ 
ſterialverordnung bezeichneten Bahnen, endlich die in den 88 23 und 
24 dieſer Verordnung enthaltenen Beſtimmungen in Betreff der Rechte 
und Pflichten der erwähnten Beamten und die Ausſchließung der Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 15. April 1873, R. G. Bl. Nr. 47, 
betreffend die Regelung der Bezüge der activen Staatsbeamten, ſowie 
die Beſtimmungen in Betreff der Ruheverſorgung des im § 23 bezeich⸗ 
neten Perſonales und der Witwen und Waiſen desſelben keinen Schluß 
auf die Ausſchließung der Anwendbarkeit des Geſetzes vom 21. April 
1882, R. G. Bl. Nr. 123, auf die Beamten der im Staatsbetriebe 
befindlichen Eiſenbahnen zuläßt; in der Erwägung, daß der § 1 des 
Geſetzes vom 21. April 1882, R. G. Bl. Nr. 123, ſich keineswegs 
des Ausdruckes „Staatsbeamte“, ſondern bei Aufzählung der Beamten, 
auf welche dieſes Geſetz Anwendung haben ſoll, ſich der Bezeichnung: 
„der im Dienſte des Hofes, des Staates, eines Landes, eines Bezirkes, 
einer Gemeinde, eines öffentlichen Fondes ſtehenden Beamten“ bedient; 


den eigentlichen Staatsbeamten gleichgeſtellt erſcheinen, doch unzweifelhaft 
im Dienſte des Staates ſtehen und demnach die Anwendbarkeit des 
Geſetzes vom 21. April 1882, R. G. Bl. Nr. 123, auch auf die bei 
dem Staatsbahnbetriebe angeſtellten Beamten mit Grund nicht beſtritten 
werden kann, ſomit die in den beiden unteren Inſtanzen gleichförmig 
erfolgte Abweiſung des auf das vorliegend nicht anwendbare Geſetz vom 
29. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68, geſtützten Executionsbegehrens 
weder eine Nichtigkeit, noch eine offenbare Ungerechtigkeit wahrnehmen 
läßt. Ger.⸗Ztg. 


Verzehrungsſteuerpächter und deren Agenten ſind als öffentliche 
Beamte (§ 153 St. ©.) anzuſehen. 
Die von Anton H. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde gegen das 
Urtheil des Kreisgerichtes in Ungariſch⸗Hradiſch vom 10. November 1886, 
3. 9125, welches denſelben des Verbrechens der ſchweren körperlichen 
Beſchädigung im Sinne des § 153 St. ©. ſchuldig erkannt, wurde 
vom k. k. Caſſationshofe mit Entſcheidung vom 12. Mai 1887, 3. 1611, 
verworfen. 

Gründe: . Uunbegründet erſcheint die Beſtreitung, daß 
einem Agenten des Fleiſchverzehrungsſteuerpächters die Qualität eines 
Beamten im Siune des § 153 St. G. abgehe; denn nach den in An⸗ 
ſehung der Verzehrungsſtenerverpachtung geltenden Vorſchriften, insbe⸗ 
ſondere nach der Allerhöchſten Entſchließung vom 25. Mai 1829 und 
dem Geſetze vom 16. Juni 1877, R. G. Bl. Nr. 60, über die Ein⸗ 
hebung der Verzehrungsſteuer von Fleiſch (§ 19) werden die Steuer⸗ 
pächter und ihre mit Vollmachten verſehenen Agenten hinſichtlich der 
Rechte und Pflichten gegenüber den Stenerpflichtigen den Finanzorganen 
gleichgeſtellt. Hienach iſt es zweifellos, daß ſie nicht blos Regierungs⸗ 
geſchäfte (Eiuhebung der Fleiſchſteuer, Reviſton der Vorräthe) vermöge 
eines öffentlichen Auftrages, welcher in dem Pachtvertrage enthalten iſt, 
beſorgen; ſondern auch den Steuerpflichtigen gegenüber in ſich alle 
Eigenſchaften eines öffentlichen Beamten vereinigen. Es iſt daher die 
Behauptung der Nichtigkeitsbeſchwerde, daß der § 153 St. G. einen 
Beamten im Sinne des § 101 St. G. vorausſetze, zwar richtig, aber 
gerade dieſe Eigenſchaft kommt, wie gezeigt, auch den Verzehrungsſteuer⸗ 
pächtern und deren Bevollmächtigten zu. 

Nachdem der Gerichtshof aber feſtgeſtellt hat, daß Jacob F. mit 
Vollmacht verſehener Agent des Fleiſchverzehrungsſteuerpächters des Krem⸗ 
ſierer Einhebungsbezirkes iſt und daß ihm, während er bei dem Ange⸗ 
klagten die vorhandenen Fleiſchvorräthe controliren wollte, die vorſätzliche 

leichte Verletzung zugefügt wurde, ſo läßt ſich die erfolgte Subſumtion 
der Thathandlung unter $ 153 St. G. als eine rechtsirrthümliche 
nicht bezeichnen. 

I} 


Gelege und Verordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Poſt⸗ und Telegraphen⸗ Verordnungsblatt für das Verwaltungs- 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 136. Ausgeg. am 18. December. — Einführung des Fahrpoſt⸗ 
dienſtes bei dem Poſtamte Gionovich in Dalmatien. H. M. Z. 45 200. 
6. December. 

Nr. 137. Ausgeg. am 20. December. — Einziehung der Briefmarken zu 
2 Soldi. H. M. Z. 37.353. 6. December. — Hinausgabe des Preisverzeichniſſes 
der in der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie und im Auslande erſcheinenden 
Zeitungen für das Jahr 1887. H. M. Z. 46.975. 14. December. 

Nr. 138 Ausgeg. am 21. December. Angabe der Nachnahmebeträge 
in den Fahrpoſtkarten des Wechſelverkehres mit Deutſchland. H. M. Z. 39.967. 
11. November. 

Nr. 139. Ausgeg. am 22. December. — Einhebung des coursmäßigen 
Agio zu den auf unfrankirten Sendungen nach Oeſterreich⸗Ungarn, ſowie Um⸗ 
rechnung der auf tranſitirenden Sendungen haftenden ausländiſchen Portogebühren 
(Auslagen). H. M. 3. 29.458. 17. December. 

Nr. 140. Ausgeg. am 25. December. — Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums 
vom 7. December 1886, Z. 5304-F. M, womit die Beſtimmungen über die 
Umwechslung und Einlöſung der Staatsnoten a 1 fl. öſterr. Währ. mit dem 
Datum „7. Juli 1886“ in Erinnerung gebracht werden. H. M. Z. 47 814. 
17. December. Bezug der vom internationalen Telegraphenbureau in 


Bern herausgegebenen Zeitſchrift „Journal Telegraphique“. H. M. Z. 48.185. 
18. December. 

Nr. 141. Ausgeg. am 28. December. — Hinausgabe eines neuen Verzeich⸗ 
niſſes der Zeitungen, welche gerichtlich verboten worden ſind, und jener, welchen 
dermalen der Poſtdebit entzogen iſt. H. M. Z. 46.200. 27. December. 
Verbot der Zeitſchrift „Warszawskij Dnewnik“. H. M. Z. 48.568. 27. December. 
— Errichtung des k. k. Militär⸗Poſtamtes Nr. LVIII in Bosniſch⸗Raca. H. M. 
3. 43 229. 16. December. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium, geheimen 
Rathe Karl Freiherrn von Diſtler anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte 
Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Präſidenten der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion, 
Hofrathe Dr. Karl Theodor Inama von Sternegg das Komthurkreuz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes bekleideten Polizeirathe der Wiener Polizeidirection Joſeph Appel anläß⸗ 
lich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt geben laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium des 
Innern Dr. Anton Ullmann zum Director der Krankenanſtalt „Rudolphs⸗ 
Stiftung“ ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bergrathe Wenzel Synek in Pribram an⸗ 
läßlich deſſen Penſionirung taxſrei den Titel eines Oberbergrathes verliehen. 
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Verla g 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Erkenntnisse 


des 


| IF . 2 ‘ 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
Zusammengestellt auf dessen Veranlassung von 
Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Band I. (2. Aufl.) Die Erkenntnisse d. J. 1876—77 enthaltend... fl. 4. — geb. fl. 1.60 
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„ IV. „ „ „ 1880 1 „ 3.60 „ „ 4.20 
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Der laufende Band AI Jahrgang 1887 — der 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes 


| Erkenntnisse 
| 


gelangt auch, wie bisher üblich, in einzelnen Bogen zur bequemen Benützung 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberinſpectors | für die interessirenden Kreise sofort nach Ausgabe zur Versendung, und nimmt 


bekleideten Juſpector Johann Rezori zum Oberinſpector der Tabakhauptſabrik 
in Laibach und den Inſpector Johann Adamowsky zum Oberinſpector der 
Tabakhauptfabrik in Winniki ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe der galiziſchen Statthalterei 
Karl Setti den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe mit Nachſicht der Taxe 
und dem Baurathe Kornel Heinrich in Lemberg, ſowie den Oberingenieuren 
Wilhelm Rappe in Stanislau und Dominik Opatowiez in Tarnow das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 


I 


der obige Verlag, sowie alle Buchhandlungen darauf Bestellungen entgegen. 


Abonnements-Preise: 
fl. 1.— 30 Bogen 
2.— 40 


10 Bogen 
20 


Be ae Mean „ eren 


General-Index zur amtlichen Ausgabe der Erkenntnisse des k. k. Ver- 
waltungsgerichtshofes. Band I bis Y fl. 1.60 


Seine Majeftät haben dem Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22. Ok- 


und Unterricht Karl Freiherrn Jacobi d'Ekholm das Ritterkreuz des Franz⸗ 


Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkscommiſſär Heinrich Freiherrn von 
Hammer⸗Purgſtall den Titel und Charakter eines Statthaltereiſecretärs 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuer⸗Oberinſpector Ferdinand Kawecki 
anläßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofconeipiſten der ſtatiſtiſchen Centralcommiſ⸗ 
ſion in Wien Dr. Ernſt Miſchler die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofbaucontrolor der Burghauptmannſchaft 
Architekten Anton Groner anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſer⸗ 
lichen Rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſtdent als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Dr. Paul Wagner und den Bezirkscommiſſär Dr. Karl 
König zu Bezirkshauptmännern und den Bezirkscommiſſär Eugen Edlen von 
Schickh zum Statthaltereiſecretär in Steiermark ernannt. 

Der Miniſter ſür Cultus und Unterricht hat den Cuſtos der Bibliothek 
und Kunſtſammlung Sr. k. und k. Hoheit des durchlauchtigſten Herrn Erzherzogs 
Albrecht in Wien Simon Laſchitzer zum Cuſtos der k. k. Studienbibliothek in 
Klagenfurt ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergverwalter der Berg⸗ und Hütten- 
verwaltung in Joachimsthal Franz Babanek zum Bergrathe daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 


Secundararztesſtelle an der Landes⸗Irrenanſtaltsfiliale zu Kierling mit 
600 fl. Jahreshonorar, Naturalwohnung und Verpflegung erſter Elaſſe, bis 
Mitte November. (Amtsbl. Nr. 239.) 

Bauadjunctenſtelle im Staatsbaudienſte für Dalmatien in der zehnten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Bauprakticantenſtelle mit 600 fl. Adjutum, bis Ende 
October. (Amtsbl. Nr. 239.) 

Prakticantenſtelle bei dem k. k. Hauptmünzamte in Wien mit Adjutum 
von 500 fl. jährlich, bis 7. November. (Amtsbl. Nr. 240.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in der ſiebenten, eventuell Statthaltereiſecretärs⸗ 
ſtelle in der achten Rangsclaſſe bei der politiſchen Verwaltung Dalmatiens, bis 
20. November. (Amtsbl. Nr. 240.) 

Dreißig Poſtaſſiſtentenſtellen mit 600 fl. Jahresgehalt bei der k. k. Poſt⸗ 
und Telegraphendirection für Oeſterreich unter der Enns, bis 21. November. 
(Amtsbl. Nr. 241.) 


bLiezu für die p. T. Abonnenten der Zeitfchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 30 der Erkenntniſſe 1887. 


tober 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, geschöpft ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung. Zusammenges!ellt von 
Dr. Adam Freih. von Budwinski. 
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eh „ 1885 — 1886 (unter der Presse). 


Das Verfahren 
vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe. 


N Sammlung 
der auf das Verfahren und die Zuständigkeit nach dem Gesetze 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, bezüglichen 
Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
Herausgegeben von 
Theodor Exel, 
Hilfsämter-Oberdirektor und Bibliotheksleiter beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe. 
344 Seiten. gr. 8. Preis 2 fl. 80 kr., in Leinen geb. 3 fl. 40 kr. 


Das qudikaten buch 


es 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes, 
enthaltend 
sämmtliche, von dem genannten Gerichtshofe in Verwaltungsgegen- 
ständen ausgesprochenen Rechtsgrundsätze in übersichtlich-organischer 
Zusammenstellung. 


Hand-, Hilfs- und Nachschlagebuch 


für das rechtssuchende Publikum, für Gemeinden, politische, Finanz- 
und autonome Behörden und Beamte, Advokaten, Notare, sowie zum 
Selbststudium des Verwaltungsrechtes 
bearbeitet von 
Dr. Ludwig Wolski, 
Hof. und Gerichtsadvokat in Wien. 
gr. 8. Preis 4 fl. 20 kr., gebunden in Leinen 4 fl. 80 kr. 


Zu beziehen von obigem Verlage und vorräthig in allen Buch- 
handlungen. 
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